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zur Durchsetzung der Stadtordnung zu unterstützen, z. B. 
Ortsbegehungen gemeinsam mit dem Ausschuß der Natio­
nalen Front zu organisieren. Sie berät und informiert gesell­
schaftliche Kräfte, die sich für eine saubere, gepflegte Wohn- 
umwelt einsetzen.

Von besonderer Bedeutung ist das Recht und die Pflicht 
der Stadtinspektoren, sich ein Kollektiv von ehrenamtlich tä­
tigen Stadt- oder OrdnungshelfernЮ zu schaffen, das vor al­
lem die gesellschaftliche Kontrolle über die Einhaltung der 
Stadtordnung im Wohngebiet und in gesellschaftlichen Zen­
tren ausüben soll. Teilweise stützt sich die Stadtinspektion 
vorrangig auf andere ehrenamtliche Gremien, so auf die Ak­
tivs für Ordnung und Sicherheit bei den Wohnbezirksaus­
schüssen der Nationalen Front.
3. Rechte und Pflichten zur Unterstützung 
des Rates der Stadt

Hierzu gehört die Unterstützung des Ratskollektivs sowie 
der einzelnen Ratsmitglieder und der Leiter der Fachorgane 
entsprechend den Möglichkeiten der Stadtinspektion. Auf An­
forderung des Ratsmitgliedes, dem sie untersteht, hat sie 
Analysen, Einschätzungen und Vorschläge auszuarbeiten, z. B. 
zum langfristigen Programm zur Festigung von Gesetzlich­
keit, Ordnung und Sicherheit im Territorium (§ 56 Abs. 2 
GöV), zu Rechts- und Sicherheitskonferenzen der Stadt, zum 
jährlichen Programm der Bürgerinitiative usw. Ferner hat 
sie die Erfüllung der Auflagen zu kontrollieren, die der Bür­
germeister zur Einhaltung der Stadtordnung, insbesondere zur 
Gewährleistung von Ordnung und Sauberkeit, erteilt hat (§ 62 
Abs. 2 GöV). In diesem Zusammenhang berät sie auch Rats­
mitglieder und Leiter von Fachorganen bei der Erteilung 
von Auflagen u. ä.

Vielfach wird dem Leiter der Stadtinspektion auch die 
Bearbeitung von Eingaben übertragen, die Fragen der Ein­
haltung von Ordnung und Sauberkeit in Verwirklichung der 
Stadtordnung betreffen (§ 4 Abs. 1 des Eingabengesetzes). 
Ausgehend von ihrer Funktion ist die Stadtinspektion jedoch 
m. E. weder sachlich in der Lage noch befugt, alle damit zu­
sammenhängenden Fragen zu klären und zu entscheiden 
(z. B. Beschwerden wegen unregelmäßiger Müllabfuhr). Solche 
Eingaben muß sie an die zuständigen Fachorgane oder Be­
triebe weiterleiten und sich über ihre Erledigung informieren.

Zusammenarbeit der Stadtinspektion mit staatlichen 
Organen, gesellschaftlichen Organisationen und Betrieben

Die Notwendigkeit und Möglichkeit der Zusammenarbeit 
folgt aus der gemeinsamen Verantwortung für die Sicherung 
von Ordnung und Sauberkeit in der Stadt. Sie besteht haupt­
sächlich darin, daß die Stadtinspektion, die Deutsche Volks­
polizei, andere staatliche und gesellschaftliche Kontrollorgane 
(z. B. Staatliche Verkehrsinspektion, ABI, ehrenamtliche In­
spekteure der Umweltinspektion u. a.) sich gegenseitig über 
die Schwerpunkte ihrer Arbeit informieren und ihr Vorgehen 
abstimmen. Dazu vereinbaren sie langfristig gemeinsame 
Kontrollen, übermitteln Feststellungen aus eigenen Kontrol­
len, die den Tätigkeitsbereich des anderen Organs berühren 
oder Probleme betreffen, die von ihm wirksamer geklärt wer­
den können.

Das Zusammenwirken der Stadtinspektion mit solchen Be­
trieben, die dem Rat der Stadt nicht unterstellt sind, ist nur 
möglich auf der Grundlage und im Rahmen der Gemein­
schaftsarbeit zwischen der Volksvertretung, dem Rat und die­
sen Betrieben. Die Stadtinspektion nimmt besonders darauf 
Einfluß, daß die Betriebe den Forderungen aus der Stadt­
ordnung nachkommen und dazu z. B. auch betriebliche Lei­
tungsdokumente ausarbeiten. Ferner bemüht sie sich, be­
triebliche Potenzen für die Sauberhaltung der Wohngebiete, 
die Gewährleistung der Hygiene und des Umweltschutzes in 
der Stadt zu erschließen. Hierzu unterbreitet die Stadtinspek­
tion dem Rat der Stadt ggf. Vorschläge, z. B. für Kommunal­
verträge, Vereinbarungen und Pflegeverträge.

Dagegen vollzieht sich die Zusammenarbeit der Stadt­
inspektion mit Betrieben der Stadtwirtschaft, die dem Rat der 
Stadt unterstellt sind, auf einer anderen Ebene. Die Stadt­
inspektion und diese Betriebe sind beide gewissermaßen „Er­
füllungsgehilfen“ des Rates bei der Durchsetzung der Stadt­

ordnung. Sie ergänzen und unterstützen sich hierbei gegen­
seitig, so etwa bei der umgehenden Beseitigung gefährlicher 
Straßenverunreinigung oder bei Forderungen gegenüber An­
liegern, die ihren Pflichten (z. B. zur Schneeberäumung) nicht 
nachkommen.

Bei anderen dem Rat der Stadt unterstellten Betrieben und 
Einrichtungen (z. B. VEB Kommunale Wohnungsverwaltung, 
Schulen, Polikliniken usw.) ist für die Stadtinspektion wesent­
lich, daß diese zum Leitungsbereich eines Ratsmitgliedes ge­
hören, das auch die Verantwortung für die Einhaltung der 
Stadtordnung durch diese kommunalen Betriebe und Ein­
richtungen trägt.

Staatliche Befugnisse für die Stadtinspektoren

Grundsätzliches Anliegen der Stadtinspektion ist es zu er­
reichen, daß jedermann in seinem Bereich tatkräftig für 
Ordnung und Sauberkeit entsprechend der Stadtordnung 
sorgt. Das schließt ein, daß die Stadtinspektion auf Pflicht­
verletzungen und Versäumnisse möglichst umgehend reagiert.

In erster Linie wirken die Stadtinspektoren erzieherisch 
auf die Verantwortlichen ein. Sie haben das Recht und die 
Pflicht, hierzu Aussprachen mit Bürgern, Leitern und Mit­
arbeitern von Betrieben und Einrichtungen zu führen, ihnen 
Aufforderungen, Ermahnungen, Belehrungen zu erteilen mit 
dem Ziel, daß sie ihren Pflichten unverzüglich nachkommen, 
Folgen der Pflichtverletzung beseitigen und angerichteten 
Schaden wiedergutmachen. Das hat sich als sehr wirksam er­
wiesen; in der Regel kommen die Verantwortlichen darauf­
hin ihren Pflichten nach.

Voraussetzung ist, daß der Verantwortliche bekannt ist 
oder daß seine Personalien festgestellt werden können. Zur 
Feststellung der Personalien sind jedoch nur die haupt- und 
ehrenamtlichen Mitarbeiter der Staatsorgane berechtigt, die 
hierzu in Rechtsvorschriften ausdrücklich ermächtigt sind. Das 
ist bisher für die Stadtinspektoren nicht geschehen — wie 
überhaupt die Tätigkeit der Stadtinspektoren in keiner zen­
tralen Rechtsvorschrift erfaßt ist.R In vielen Städten wurden 
deshalb die hauptamtlichen Mitarbeiter (und auch vielfach die 
ehrenamtlichen Helfer) der Stadtinspektionen als freiwillige 
Helfer der Volkspolizei bestätigt. Damit sind sie gemäß der 
VO über die freiwilligen Helfer der Deutschen Volkspolizei 
vom 1. April 1982 (GBl. I Nr. 16 S. 343) zur Personalienfest­
stellung berechtigt. Faktisch werden hierdurch aber die eigen­
ständigen Aufgaben und die Funktion der Stadtinspektoren 
und die der freiwilligen Helfer der Volkspolizei unzulässig 
miteinander vermischt.

In den meisten Fällen haben die Räte der Städte den 
hauptamtlichen Stadtinspektoren das Recht übertragen, Bür­
gern und Betrieben Auflagen zu erteilen. Diese Auflagen er­
weisen sich als ausgesprochen wirksam; 70 bis 80 Prozent 
werden sofort bzw. nach einer Mahnung erfüllt. Allerdings 
fehlt es bisher für diese allgemeine Auflagenbefugnis der 
Stadtinspektoren an einer Rechtsgrundlage. Eine solche Auf­
lagenbefugnis kann nur übertragen werden, wenn diese in 
der Rechtsvorschrift ausdrücklich für den Rat (als Kollektiv) 
festgelegt ist, nicht aber für den Vorsitzenden des Rates oder 
ein anderes Ratsmitglied. Das ergibt sich aus § 12 Abs. 2 der 
Ordnung über die Vorbereitung und Gestaltung von Rechts­
vorschriften — Beschluß des Ministerrates vom 25. Juli 1980 
(GBl.-Sdr. Nr. 1056).

Die Befugnis des Rates, gegenüber Bürgern und Betrie­
ben Auflagen zur Beseitigung von Verunreinigungen auf öf­
fentlichen Straßen zu erteilen, hat ihre Rechtsgrundlage in 
§ 5 Abs. 2 der VO über die Erhöhung der Verantwortung der 
Räte der Städte und Gemeinden für Ordnung, Sauberkeit und 
Hygiene im Territorium vom 19. Februar 1969 (GBl. II Nr. 22
S. 149) und in § 22 Abs. 2 der VO über die öffentlichen 
Straßen — StraßenVO — vom 22. August 1974 (GBl. I Nr. 57 
S. 515). Auf dieser Grundlage kann der Rat der Stadt auch dem 
Leiter der Stadtinspektion die Auflagenbefugnis übertragen. * 11

10 Auf die Aufgaben, Rechte und Pflichten ehrenamtlicher Stadt- oder 
Ordnungshelfer sowie der ehrenamtlichen Stadtinspektoren kann 
in diesem Beitrag nicht eingegangen werden.

11 Im Bezirk Leipzig hat der Rat des Bezirks eine „Rahmenregelung 
zur Tätigkeit haupt- und ehrenamtlicher Stadt- und Gemeinde­
inspektoren im Bezirk Leipzig“ beschlossen.


